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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
— Drucksache 8/3353 — 


A. Problem 

Seit 1979 ist die Verteilung des Umsatzsteueraufkommens 
zwischen dem Bund und den Ländern nicht mehr geregelt. 
Praktisch wurde der letzte Verteilungsschlüssel von 67,5 v. H. 
zu 32,5 V. H., ergänzt um Ergänzungszuweisungen des Bundes 
an leistungsschwache Länder in Höhe von 1,5 v. H. des Um- 
satzsteueraufkommens, fortgeführt, Bund und Länder halten 
jeweils eine Änderung des Verteilungsschlüssels zu Ihren 
Gunsten für angemessen. 


B. Lösung 

Der Fortbestand des letzten Verteilungsschlüssels wird für die 
Jahre 1979 und 1980 gesetzlich bestätigt. Bund und Länder 
halten dabei ihre unterschiedlichen Rechtsstandpunkte zur 
Konkretisierung des verfassungsrechtlichen Neufestsetzungs- 
gebots (Artikel 106 GG) aufrecht. Um künftig Neuverteilungen 
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nach Möglichkeit zu objektivieren, werden unabhängige Sach- 
verständige mit der Klärung der verfassungsrechtlichen Fragen 
beauftragt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert 


D. Kosten 

Durch das Gesetz selbst entstehen keine Kosten,, es entscheidet 
aber mit darüber, in welchem Umfang Bund und Länder ihre 
Haushalte mit ordentlichen Einnahmen ausgleichen können. 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3353 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 11. 2. 80 


Der Finanzausschuß 

Frau Matthäus-Maier Dr. Spöri 

Vorsitzende Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3659 


Bericht des Abgeordneten Dr. Spöri 


Die Vorlage — Drucksache 8/3353 — wurde in der 
196. Sitzung des Deutschen Bundestages am 17. Ja^ 
nuar 1980 an den Finanzausschuß federführend so- 
wie an den Haushaltsausschuß mitberatend und ge- 
mäß § 96 GO überwiesen. Der Finanzausschuß hat 
über die Vorlage am 23. Januar 1980 beraten und 
gibt seinen Bericht vorbehaltlich der Zustimmung 
des Haushaltsausschusses, über ein abweichendes 
Votum des mitberatenden Ausschusses würde be- 
sonders berichtet. 

Wegen unterschiedlicher Auffassungen zur Ausle- 
gung und Anwendung des Artikels 106 GG ist in 
den Gesprächen der Regierungschefs von Bund und 
Ländern eine Einigung über eine Umsatzsteuerneu- 
verteilung ab 1. Januar 1979 nicht zustande gekom- 
men. Nachdem der Auftrag der Verfassung, die 
Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, festzusetzen, bisher nur durch zeit- 
lich befristete Gesetze erfüllt worden ist, sieht sich 
die Bundesregierung verpflichtet, einen Gesetzent- 
wurf für eine Anschlußregelung vorzulegen. Die 
Bundesregierung schlägt darin vor, die zuletzt für 
1978 festgesetzte Verteilung der Umsatzsteuer mit 
67,5 V. H. für den Bund und 32,5 v. H. für die Länder 
bei Ergänzungszuweisungen des Bundes an die lei- 
stungsschwachen Länder von 1,5 v. H. des Umsatz- 
steueraufkommens auch für die Jahre 1979 und 1980 
fortgelten zu lassen. Die Bundesregierung ist zwar 
der Auffassung, daß eine Neuverteilung zugunsten 
des Bundes geboten wäre, hält aber derzeit nur die 
Fortschreibung des letzten Verteilungsschlüssels für 
realistisch. Der Bundesrat faßt die Vorlage als einen 
vertretbaren Kompromiß auf. 

Der Finanzausschuß bedauert, daß es nicht zu einer 
Verständigung zwischen dem Bund und den Ländern 
gekommen ist. Darin kommt eine zunehmende Ver- 
härtung des Verhältnisses von Bund und Ländern 
zum Ausdruck. Zur Überwindung dieses Tiefpunk- 
tes in den finanziellen Auseinandersetzungen zwi- 
schen dem Bund und den Ländern hält auch der Aus- 
schuß eine begrenzte Verlängerung des bestehenden 
Verteilungsverhältnisses für vertretbar, nachdem 
diese mit Maßnahmen zur Objektivierung der künf- 
tigen Verteilung verbunden wird. Wie dem Aus- 
schuß berichtet wurde, haben sich Bund und Länder 
inzwischen auch auf die personelle Zusammenset- 
zung der zur Vorklärung der finanz verfassungsrecht- 
lichen Fragen berufenen Sachverständigenkommis- 


sion und die Abgrenzxmg der zu prüfenden Fragen- 
komplexe geeinigt. Mitglieder der Kommission sind 
auf Vorschlag des Bundes die Verfassxmgsrechtler 
Vizepräsident des Bundesverfassxmgsgerichts a. D. 
Walter Seuffert, Professor Dr. Fritz Ossenbühl 
(Bonn), Professor Dr. Günter Kisker (Gießen) und 
der Finanzwissenschaftler Professor Dr. Karl Hein- 
rich Hansmeyer (Köln) sowie auf Vorschlag der Län- 
der die Verfassungsrechtler Bundesverfassungsrich- 
ter a. D. und Professor Dr. Wilhelm Geiger (Karls- 
ruhe), Professor Dr. Paul Kirchhof (Münster), Profes- 
sor Dr. Klaus Vogel (München) und der Finanzwis- 
senschaftler Professor Dr. Dieter Pohmer (Tübingen). 
Der Arbeitsauftrag bezieht sich auf folgende Fra- 
genkomplexe: 

— Welche Bedeutung hat Artikel 106 GG im Rah- 
men der Finanzverfassung, insbesondere im Ver- 
hältnis zu Artikel 104 a GG? 

— Welche Grundsätze und Maßstäbe gelten für die 
Festlegung des Beteiligungsverhältnisses an der 
Umsatzsteuer nach Artikel 106 Abs. 3 GG? 

— Unter welchen Voraussetzungen kommt eine 
Neufestsetzung des Beteiligungs Verhältnisses an 
der Umsatzsteuer in Betracht? 

Die Sachverständigenkommission hat ihre Arbeit 
am 6. Dezember 1979 auf genommen. 

Auch der Ausschuß sieht in der Einsetzung der 
Sachverständigenkommission kein Allheilmittel zur 
Beseitigung aller Meinungsverschiedenheiten in der 
finanziellen Auseinandersetzung zwischen dem 
Bund und den Ländern. Er geht jedoch davon aus, 
daß dadurch eine sichere Grundlage geschaffen 
wird, die Bund und Länder respektieren und auf der 
die verbleibenden Differenzen lösbar werden. Zumin- 
dest sollte dieser Versuch einer Objektivierung der 
Umsatzsteuerneuverteilung durch wissenschaftliche 
Entscheidungshilfen erprobt werden, bevor Wege 
beschritten werden, die dazu führen, daß das letzte 
Mittel einer Streitentscheidung durch das Bundes- 
verfassungsgericht in Anspruch genommen werden 
muß. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich deshalb 
notgedrungen mit der angebotenen Zwischenlösung 
Vorlieb zu nehmen und dem Gesetzentwurf in der 
von der Bundesregierung vorgelegten Form zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 11. Februar 1980 


Dr. Spöri 

Berichterstatter 



